
S A T Z U N G 
 

des Haus-, Wohnungs- und Grundeigentümervereins Grafschaft Moers e.V. 
 
 

§ 1 Name, Sitz und Geschäftsjahr 
 
(1) Der Verein führt den Namen 
 „Haus & Grund Grafschaft Moers e.V.“ 
 
(2) Er hat seinen Sitz in Moers und ist in dem beim Amtsgericht Moers geführten Vereinsre-

gister eingetragen. 
 
(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
 

§ 2 Aufgaben 
 

Der Verein hat die Aufgabe, unter Ausschluss von Erwerbszwecken das private Haus-, Woh-
nungs- und Grundeigentum und dessen gemeinschaftliche Interessen zu fördern. 
 
 

§ 3 Mitgliedschaft 
 

(1) Mitglieder des Vereins können natürliche und juristische Personen sowie auch Ehegat-
ten der natürlichen Personen werden, denen Eigentum oder Miteigentum oder ein sons-
tiges, zum Besitz berechtigendes Recht an einem bebauten oder unbebauten Grund-
stück zusteht oder dieses anstreben. Bei Gemeinschaften von Eigentümern und sonsti-
gen dinglichen Berechtigten können alle Beteiligten die Mitgliedschaft einzeln erwerben. 

 
(2) Die Aufnahme von Mitgliedern erfolgt durch den Vorstand aufgrund eines Antrages. 
 
(3) Mitglieder, die sich in hervorragender Weise um das Haus- und Grundeigentum verdient 

gemacht haben, können auf Vorschlag des Vereinsvorstandes von der Mitgliederver-
sammlung zu Ehrenmitgliedern ernannt werden. Ehrenmitglieder sind von der Zahlung 
des Mitgliedsbeitrages befreit. 

 
 Ebenso können Mitglieder des Beirates nach ihrem Ausscheiden aus dem Beirat auf-

grund langjähriger Verdienste bei ihrer Beiratstätigkeit zum Ehrenmitglied des Beirates 
durch den Vorstand ernannt werden; die Ernennung berechtigt, an allen Beiratssitzun-
gen weiterhin teilzunehmen. 

 
(4) Die Mitgliedschaft endet frühestens mit Ablauf des Jahres, welches auf das Jahr des 

Eintritts folgt, und zwar: 
 

(a) durch Kündigung: 
 sie kann nur zum Ende eines Geschäftsjahres erfolgen und muss der Geschäfts-

stelle spätestens bis zum 30. Juni mit eingeschriebenem Brief zugegangen sein. 
 
(b) durch Tod 

 
(c) durch Ausschluss: 

Der Ausschluss kann nach Anhörung des Auszuschließenden durch Beschluss 
des Vereinsvorstandes erfolgen, insbesondere 
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(aa) bei Schädigung des Ansehens oder der Interessen des Vereins oder des 
Haus-, Wohnungs- und Grundeigentums, 

 
(bb) bei Nichterfüllung der dem Mitglied nach der Satzung obliegenden Pflichten, 
 
(cc) bei Vorliegen sonstiger wichtiger Gründe. 
 
(dd) Der Ausschluss kann ohne Anhörung erfolgen, wenn der Mitgliedsbeitrag 

oder eine Kostenrechnung aufgrund einer bestehenden Gebührenordnung, 
nicht nach vorheriger Mahnung durch Einschreibebrief/Rückschein binnen 
eines Monats nach Absendung gezahlt wurde.  

 
Gegen die mit Gründen zu versehende Entscheidung des Vorstandes ist innerhalb 
einer Frist von einem Monat die schriftliche Beschwerde zulässig. 
Über diese entscheidet endgültig die nächste Mitgliederversammlung. 
Die Frist beginnt mit dem Zugang der Entscheidung des Vorstandes. 
Bis zur endgültigen Entscheidung der Mitgliederversammlung ruhen alle Rechte 
aus der Mitgliedschaft. 

 
(5) Mit der Beendigung der Mitgliedschaft erlöschen alle Ansprüche an den Verein. Bereits 

entstandene oder noch entstehende Verbindlichkeiten gegenüber dem Verein werden 
nicht berührt. 

 
 

§ 4 Rechte und Pflichten der Mitglieder 
 

Die Mitglieder haben das Recht, 
 
(1) an den Versammlungen des Vereins teilzunehmen und im Besonderen die Rechte per-

sönlich auszuüben, die ihnen in der Mitgliederversammlung zustehen. 
 
(2) Anträge zu stellen. 
 
 Anträge für die nächste Versammlung müssen der Geschäftsstelle in den ersten zwei 

Monaten des Jahres schriftlich zugegangen sein. 
 
(3) Die Mitglieder unterwerfen sich durch ihren Beitritt der jeweils geltenden Satzung; sie 

sind insbesondere zur Zahlung von Beiträgen sowie zur Unterstützung des Vereins bei 
der Durchführung seiner Aufgaben verpflichtet. 

 
 

§ 5 Beiträge 
 

(1) Zur Durchführung seiner Aufgaben erhebt der Verein von den Mitgliedern Beiträge, de-
ren Höhe auf Vorschlag des Vorstandes die Mitgliederversammlung bestimmt; unabhän-
gig hiervon kann durch den Vorstand eine Gebührenordnung für gesonderte, von einzel-
nen Mitgliedern in Anspruch genommene Leistung (z.B. Betriebskostenabrechnung, 
Mieterhöhungen, etc.) beschlossen werden. 

 
(2) Beim Erwerb der Mitgliedschaft kann eine einmalige Aufnahmegebühr in der vom Vor-

stand festgesetzten Höhe erhoben werden. Bei Eintritt eines Mitgliedes im laufenden 
Geschäftsjahr beginnt die Beitragspflicht mit dem Beginn des Geschäftsjahres. 

 
(3) Der Mitgliedsbeitrag ist jährlich im Voraus fällig, spätestens bis zum 31. Januar des Jah-

res. Bei Eintritt im laufenden Geschäftsjahr ist der anteilige Beitrag sofort fällig. Im Falle 
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des Verzugs ist der Verein berechtigt, Mahngebühren in gesetzlicher Höhe oder entspre-
chend durch den Vorstand beschlossener Gebührenordnung zu erheben. Im Todesfall 
wird der Jahresbeitrag nicht erstattet. 

 
 

§ 6 Organe 
 

Die Organe des Vereins sind: 
 
1. der Vereinsvorstand 
2. der Beirat 
3. die Mitgliederversammlung 
 
 

§ 7 Vereinsvorstand 
 
(1) Der Vereinsvorstand besteht aus dem Vorsitzenden sowie zwei Stellvertretern und bis 

zu zwei weiteren Personen.  
 
 Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung gewählt. Die Tätigkeit des Vereins-

vorstandes ist ehrenamtlich. 
 
(2) Die Amtszeit der Vorstandsmitglieder beträgt drei Jahre. Sie endet jedoch erst mit der 

Neu- oder Wiederwahl in der folgenden Mitgliederversammlung. Wiederwahl ist zulässig.  
 
(3) Dem Vorstand obliegt die Leitung des Vereins und die Verwaltung des Vereinsvermö-

gens. Er kann für bestimmte Aufgaben Fachausschüsse bilden. 
 
 Die Vorstandssitzungen werden durch den Vorsitzenden geleitet, bei seiner Verhinde-

rung durch einen seiner Stellvertreter. Der Vorstand tritt nach Bedarf zusammen. Der 
Vorsitzende beruft die Sitzungen ein. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens 
ein Drittel seiner Mitglieder anwesend sind. 

 
 Der Vorstand beschließt durch einfache Mehrheit, soweit in dieser Satzung nichts ande-

res geregelt ist. 
 
(4) Der Vorsitzende zusammen mit einem Stellvertreter oder beide Stellvertreter zusammen 

vertreten den Verein gerichtlich und außergerichtlich.  
 Im Innenverhältnis soll primär der Vorsitzende zusammen mit einem Stellvertreter die 

Vertretung des Vereins übernehmen und nur im Falle der Verhinderung des Vorsitzen-
den die Vertretung durch die beiden Stellvertreter wahrgenommen werden. 

 
 

§ 8 Beirat 
 

(1) Dem Vereinsvorstand steht ein Beirat mit bis zu neun Mitgliedern als beratendes Organ 
zur Seite. 

 
(2) Der Beirat, der vom Vereinsvorsitzenden einberufen wird, ist in wichtigen Angelegenhei-

ten des Vereins vor der Entscheidung zu hören. Im Übrigen können ihm vom Vereins-
vorstand bestimmte Aufgaben übertragen werden. 

 
(3) Die Mitglieder des Beirates werden von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von 

drei Jahren gewählt. Die Amtszeit endet jedoch erst mit der Neu- oder Wiederwahl in der 
folgenden Mitgliederversammlung. Wiederwahl ist zulässig. 
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§ 9 Mitgliederversammlung 
 

(1) Die Mitgliederversammlung dient der Unterrichtung, Aussprache und Beschlussfassung 
über die Tätigkeit des Vereins zur Erfüllung der ihm gestellten Aufgaben. Ihr obliegen 
insbesondere 

 
(a) die Beschlussfassung über den Jahres- und Kassenbericht, 
  
(b) die Genehmigung des Voranschlages, 
 
(c) die Entlastung des Vereinsvorstandes, 
 
(d) die Wahl des Vereinsvorstandes (§ 7) und der Rechnungsprüfer, 
 
(e) die Festsetzung der Höhe der Mitgliedsbeiträge, 
 
(f) die Ernennung von Ehrenmitgliedern, 
 
(g) die Änderung der Satzung, 
 
(h) die Auflösung des Vereins, 
 
(i) Beschwerdeentscheidungen im Vereinsausschlussverfahren. 

 
(2) Alljährlich soll, alle zwei Jahre muss, möglichst im ersten Kalenderhalbjahr, eine ordent-

liche Mitgliederversammlung stattfinden. Darüber hinaus sind außerordentliche Mitglie-
derversammlungen einzuberufen, wenn 

  
(a) ein Zehntel der Mitglieder dieses schriftlich unter Angabe der Gründe vom Vor-

stand verlangt. 
 
(b) der Vorstand es für erforderlich hält. 

 
3.) Über den Verlauf und die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift 

zu fertigen, die vom Versammlungsleiter und vom Protokollführer zu unterschreiben ist. 
 
4.) Die Mitgliederversammlung muss mit einer Ladungsfrist von mindestens zehn Tagen 

schriftlich, per Mail oder durch die Zeitschrift des Verbandes einberufen werden. Maß-
gebend für die Einhaltung der Ladungsfrist ist der Absendetermin / Erscheinungstermin. 
Der Vereinsvorsitzende oder bei seiner Verhinderung einer seiner Stellvertreter leitet die 
Versammlung, bei deren Verhinderung ein anderes Vorstandsmitglied. Jede ordnungs-
gemäß einberufene Mitgliederversammlung ist ungeachtet der Zahl der Anwesenden 
beschlussfähig. 

 
(5) Die Mitgliederversammlung beschließt mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stim-

men ohne Enthaltungen, soweit diese Satzung nichts anderes bestimmt. Jedes Mitglied 
hat eine Stimme. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vereinsvorsitzende. 

 
(6) Wahlen erfolgen durch offene Abstimmung, auf Antrag von einem Drittel der anwesen-

den Mitglieder durch Stimmzettel. Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen 
Stimmen auf sich vereinigt. Erhält niemand diese Mehrheit, so findet eine Stichwahl zwi-
schen beiden mit den höchsten Stimmzahlen bedachten Bewerbern statt. Ergibt die 
Stichwahl Stimmengleichheit, so entscheidet das Los. 
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§ 10 Geschäftsführung 
 

 
(1)  Zur Durchführung der in § 2 dieser Satzung bezeichneten Aufgaben unterhält der Verein 

eine Geschäftsstelle mit einem hauptamtlichen vom Vorstand angestellten Geschäfts-
führer und deren erforderlichen Angestellten. Der Geschäftsführer hat die Geschäfte 
nach Gesetz, der Satzung und nach den Anweisungen des Vorstandsvorsitzenden und 
bei dessen Verhinderung seines Stellvertreters zu führen. 

 
(2) Der Geschäftsführer des Vereins handelt unter Ausschluss jeglichen sich aus der Sat-

zung ergebenden Weisungsrechts fachlich völlig unabhängig, eigenverantwortlich und 
weisungsfrei im Sinne des § 46 Absätze 3 und 4 BRAO, sofern er als Syndikusrechtsan-
walt im Sinne des § 46 Absatz 2 Satz 1 BRAO für den Verein tätig wird. Dies wird ver-
traglich und tatsächlich gewährleistet; entgegenstehende vertragliche oder satzungsmä-
ßige Regelungen sind nicht anwendbar und entfalten keine Wirkung. 

 
 

§ 11 Satzungsänderung 
 

Änderungen dieser Satzung bedürfen einer Zweidrittelmehrheit der Mitgliederversammlung. 
Ein Beschluss über die Satzungsänderung ist nur zulässig, wenn in der Einladung zur Mitglie-
derversammlung sowohl darauf hingewiesen wird, dass Änderungsanträge zur Satzung vor-
liegen als auch, dass diese innerhalb der Ladungsfrist während der üblichen Geschäftszeiten 
in der Geschäftsstelle zur Einsichtnahme ausliegen. 

 
 

§ 12 Auflösung des Vereins 
 

(1) Der Verein kann durch Beschluss der Mitgliederversammlung aufgelöst werden. 
 Der Auflösungsantrag kann vom Vereinsvorstand der Mitgliederversammlung unterbrei-

tet werden. Der Antrag kann auch von mindestens der Hälfte der Mitglieder gestellt wer-
den. 

 
(2) Die Auflösung findet nur statt, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder anwesend ist 

und Dreiviertel der Anwesenden ihre Zustimmung erteilen. Ist die Versammlung insoweit 
nicht beschlussfähig, so ist innerhalb von acht Wochen eine zweite Versammlung ein-
zuberufen, die unter allen Umständen beschlussfähig ist. 

 
(3) Im Falle der Auflösung findet eine Liquidation statt, die der zuletzt amtierende Vereins-

vorsitzende als Liquidator durchzuführen hat. Über die Verteilung des nach Bestreitung 
der Verpflichtungen des Vereins vorhandenen Vermögens beschließt die Mitgliederver-
sammlung, von der der Beschluss über die Auflösung gefasst ist. 

 
 

§ 13 Gerichtsstand 
 

Gerichtsstand ist das Amtsgericht Moers 
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§ 14 Salvatorische Klausel 
 
Der Vorstand wird mit Zustimmung des Beirates ermächtigt, Änderungen dieser Satzung zu 
beschließen, wenn solche wegen der Eintragung in das Vereinsregister erforderlich sein soll-
ten 
 
 

§ 15 Datenschutzregelung 
 
(1) Mit dem Vereinsbeitritt nimmt der Verein folgende persönliche Daten des Mitglieds auf: 
 

a.  den vollständigen Namen, 
b.  Titel, akademischen Grad, 
c.  die Anschrift, 
d.  Telefon-, Telefaxnummer und E-Mail-Adresse, 
e.  das Geburtsdatum, 
f.  die Bankverbindung, 
g.  Art und Umfang des Immobilienbesitzes. 

 
(2) Diese persönlichen Informationen werden von dem Verein verarbeitet und gespeichert. 

Jedem Vereinsmitglied wird dabei eine Mitgliedsnummer zugeordnet.  
 
(3) Der Verein trägt dafür Sorge, dass die personenbezogenen Daten des Mitglieds durch 

geeignete technische und organisatorische Maßnahmen vor der Kenntnisnahme Dritter 
geschützt werden. Ohne ausdrückliche Einwilligung des Mitglieds werden die personen-
bezogenen Daten nicht an Dritte weitergegeben.  

 
(4) Durch ihre Mitgliedschaft und die damit verbundene Anerkennung dieser Satzung stim-

men die Mitglieder der Erhebung, Verarbeitung (Speicherung, Veränderung, Übermitt-
lung) und Nutzung ihrer personenbezogenen Daten in dem vorgenannten Ausmaß und 
Umfang zu. Eine anderweitige, über die Erfüllung seiner satzungsgemäßen Aufgaben 
und Zwecke hinausgehende Datenverwendung ist dem Verein nur erlaubt, sofern er aus 
gesetzlichen Gründen hierzu verpflichtet ist. 

 
(5) Jedes Mitglied hat im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften des Bundesdatenschutzge-

setzes (insbesondere §§ 34, 35) das Recht auf Auskunft über die zu seiner Person ge-
speicherten Daten, deren Empfänger und den Zweck der Speicherung sowie auf Berich-
tigung, Löschung oder Sperrung seiner Daten.  

 
(6) Beim Vereinsaustritt werden die personenbezogenen Daten, soweit sie nicht zur Erfül-

lung gesetzlicher Pflichten des Vereins benötigt werden, gelöscht. 
 

 
§ 16 Inkrafttreten 

 
Die Satzung tritt spätestens mit Eintragung in das Vereinsregister in Kraft. 
 
 
Stand Juni 2022 


